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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der Große Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 40° Dezember 4969 durch

Präsident Prof„ Dr° „ e
n n a g a t

'
_

als Vorsitzender,
Senatspräsident Dr:) L a n g k e i t
Senatspräsident Dr; D a p p r i c h

Senatspräsident S c h m i t t
Sénatspräsident Dr„ H a u @
Bundesrichter Dr° B r o

c k e

Bundesrichter S c'h i n d l e r
d e rBundesrichter S c h r ö

' als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter Dr° E h e r l e

Bundessozialrichterin S k o w r o n
e'k

Bundessozialrichter F 0 X
Bundessozialrichter Z 0 l l e n k 0 p f

als ehrenamtliche RiChter

beschlossen;
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d,) Für die Beurteilung, ob ein Versicherter berufsunfähig

2°)

3„)

4„)

5°)

‚6„)

im Sinne des 5 4246 Abs„ 2 EVO ist, ist es erheblich,

daß Arbeitsplätze,-auf denen tätig zu sein ihm zuzu—
muten ist und die er mit der ihm verbliebenen Leistungs—

fähigkeit noch ausfüllen kann, seien sie frei oder be—

setzt, vorhanden sindo

Es ist auch erheblich, in welcher Zahl solche Arbeits—

plätze vorhanden sind°

Der Versicherte darf auf Tätigkeiten nur verwiesen

werden, wenn ihm für diese Tätigkeiten der Arbeits—

markt praktisch nicht verschlossen ist°

Dem Vérsicherten ist der Arbeitsmarkt praktisch ver—

schlossen, wenn das Verhältnis der im Verweisungs—

gebiet/vorhandenen, für den Versicherten in Betracht

kommenden Teilzeitarbeitsplätze zur Zahl der Interes—

senten für solche Beschäftigungen ungünstiger ist als

75 s 100„ ‘ ' '

Ein Versicherter muß sich grundsätzlich auf das Arbeitsé

feld des gesamten Bundesgebietes verweisen lasseno

Kann der Versicherte jedoch nur noch weniger als halb—

schichtig tätig sein, so darf er in der Regel nur auf

solche Tätigkeiten verwiesen werden, für die Arbeits—
plätze an seinem Wohnort oder in dessen näherer täglich

zu erreichender Umgebung vorhanden sinds

Es ist nicht allgemein zulässig, kann aber im Einzel—

fall ver retbar sein, die Ermittlungen über das Vor—
handensein von Teilzeitarbeitsplätzen auf Anfragen an
die Arbeitsverwaltung zu beschränken„
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Die im Jahre 4944 geborene Klägerin bezog vom 40 September

4957 an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU), Durch Bescheid

vom 440 Oktober 4960 entzog die Beklagte die Rente für die

Zeit vom 40 Dezember 4960 an„ Das Sozialgericht (SG) hat

den Bescheid der Beklagten aufgehoben und diese verurteilt,

die Rente weiterzugewähren (Urteil vom 450 März 4965), Das

,Lanüessozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG aufgehoben_

und die Klage abgewiesen; es hat die Revision zugelassen,

Naeh den Feststellungen des LSG ist in den gesundheitlichen

Verhältnissen der Klägerin, die zur Rentengewährung geführt

hätten, eine Änderung im Sinne einer Besserung eingetreten,

weil das damals festgestellte Leiden — eine Tuben—Tbc — im

Zeitpunkt der Rentenentziehung abgeheilt gewesen sei, Die

klägerin könne seit der Zeit der Rentenentziehung Arbeiten,

die vorwiegend im Sitzen und in geschlossenen heizbaren

Räumen auszuführen sind, bis zu sechs Stunden täglich ver—
richten„ Sie sei nicht mehr berufsunfähig im Sinne des

5 4246 Absc 2 RVO° Da sie keinen bestimmten Beruf erlernt

habe und als Hausgehilfin Versicherungspflichtig beschäf—

tigt gewesen
sei, müsse sie sich auf die Verrichtung ein-

facher Tätigkeiten in anderen Arbeitsbereichen, namentlich

auf Arbeitsplätze in industriellen oder gewerblichen

Betrieben, verweisen lassen° Wenn sie auch nur noch bis

‚zu sechs Stunden täglich arbeiten könne, so sei die Teil—

zeitarbeit der Frauen doch so verbreitet, daß das Vorw

handensein eines dem freien Wettbewerb zugänglichen

Arbeitsfeldes auch hinsichtlich dieser zeitlich be—

.,rrenzten Tätigkeiten zu bejahen sei° Als Löterin, Packerin,

Sortiererin, Nicklerin, Stanzerin usw° verblieben ihr

_ 4__
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geeignete Arbeitsplätze in nennenswerter Zahl° Auf solchen

Arbeitsplätzen könne sie in vier— bis sechsstündiger

Arbeitszeit mindestens den'halben Lohn einer ganztägig

beschäftigten Arbeiterin verdienen„ Ob die entsprechenden

Arbeitsplätze in ihrem dörflichen Wohnbereich oder in den

von ihr erreichbaren größeren Orten in hinreichender Anzahl

vorhanden seien, sei nicht entscheidend° Der Klägerin

‘müsse gegebenenfalls auch ein Wohnsitzwechsel an einen

Ort mit entsprechenden Arbeitsgelegenheiten zugemutet

werden; sie sei weder wegen ihrer Gebrechen oder infolge

Krankheit außerstande, an einen anderen Ort zu ziehen‘}

noch-sei ihr ein Wohnsitzwechsel deswegen nicht zuzumuten9

weil sie verheiratet sei° Nach Inkrafttreten des Gleichbe—

rechtigungsgesetzes vom 18„ Juni 4957 hätten nunmehr beide.

Ehegatten gemeinsam den Wohnsitz zu bestimmen° Die Auf—

fassung, daß das Verlangen nach einem Wohnsitzwechsel bei

Ehefrauen gegen den durch Art° 6 Abs„.l des Grundgesetzes

(GG) garantierten Grundsatz der Unantastbarkeit von Ehe

und Familie verstoßen könnte, sei abzulehnen„ Mit derar—
tigen Erwägungen werde der Rahmen der in 5 42A6 Abso 2 RVO

genannten Anspruchsvoraussetzungen unzulässig erweitert„

Ebenso wie die Überlegung, ob ein Wohnsitzwechsel für
einen Versicherten wirtschaftlich angebracht sei, nicht

in die Prüfung des Tatbestandesder Berufsunfähigkeit (BU)
gehöre, sei auch für die Prüfung der Frage kein Raum1 ob

ein Nohnsitzwechsel aus familiären Gründen unzumutbar

sein könnte° Diese familiären Umstände gehörten vielmehr

ebenfalls zur Lebensplanung.des einzelnen° der von sich

aus entscheiden müsse‚ ob er in seinem bisherigen Wohnsitz
verbleiben und gegebenenfalls mangels geeigneter Arbeits—

gelegenheiten arbeitslos sein wolle oder aber einen Umzug

an einen Ort mit günstigeren Arbeitsbedingungen vorziehe°

Mit der Revision rügt die Klägerin Verletzung der 55 403,
128 SGG und unrichtige Anwendung des @ 42G6 Abs° 2 RVGo

..5...
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Sie meint, das LSG hätte aufgrund seiner Pflicht zu voll"

ständiger Sachaufklärung durch Vernehmung ihres Ehemannes

und durch Auskünfte seines Arbeitgebers feststellen müssen,

daß ihr Ehemann seit der Eheschließung im Jahre 1959 der

Ernährer der Familie sei, nur an seiner gegenwärtigen seit

zehn Jahren beibehaltenen Arbeitsstelle trotz erheblicher

körperlicher Behinderungen noch monatlich 668596 DM netto

verdienen könne und nicht bereit sei‚ den derzeitigen

'Familienwohnsitz auf dem Lande aufzugeben oder ihr zu ge—

statten„ werktags in einer größeren Stadt mit für sie
geeigneten Arbeitsmöglichkeiten zu wohnen° In sachlich—

rechtlicher Hinsicht ist die Klägerin der Auffassung‚

von einer verheirateten Versicherten, die Rente wegen BU

begehre3 könne ein Wohnsitzwechsel dann nicht verlangt

werden? wenn nach den gesamten Umständen aufgrund der
@@4555 und 1556 Abs„ 4 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz—
buches (BGB), die durch Art° 6 des GG Verfassungsschutz

genössen‚ nicht die Ehefrau, sondern der Ehemann den Wohn—

sitz der Familie zu bestimmen habe„ Das aber sei auch

nach Inkrafttreten des GleichbereChtigungsgrundsatzes

weiterhin der Regelfall, weil die Verpflichtung zur
ehelichen Lebensgemeinschaft (@ 4555 BGB) grundsätzlich

dazu führe, daß die Ehegatten ihren gemeinsamen Wohnsitz

dort nehmen müßten3 wo der Ehegatte, der die Familie

im wesentlichen unterhalteQ seinen Beruf ausübe„ Eine'

versicherte Ehefrau könne deshalb den Wohnsitz nur_dann

wechseln, wenn sie-die alleinige oder überwiegende Er—
nährerin der Familie sei oder der Ehemann freiwillig zu—

stimme= Soweit sie hiernach nicht berechtigt sei‚'den Fami—

lienwohnsitz zu bestimmen, sei sie auf Tätigkeiten an einem

anderen Ort, die einen Wohnsitzwechsel erforderten‚ nicht

verweisbar und ihre BU zu bejahen, falls deren Voraus—

setzungen im übrigen erfüllt seicno

Die Beklagte hält das angefochtene Urteil für zutreffenda
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Der 420 Senat hat dem Großen Senat nach 5 45 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) folgende Rechtsfragen

zur Entscheidung vorgelegtz

4)

2)

5)

4)

5)

Ist es dafür, ob ein Versicherter berufsunfähig

im Sinne des 5 1246 Abso 2 EVO ist, erheblich, ob

Arbeitsplätze (Arbeitsgelegenheiten), auf denen
‘tätig zu sein ihm zuzumuten ist und die er mit
seiner ihm verbliebenen Leistungsfähigkeit noch

ausfüllen kann, seien sie frei oder besetzt,
vorhanden sind?

Im Falle der Bejahung der Frage zu 1):

Ist es erheblich, in welcher Zahl solche Arbeits—
gelegenheiten vorhanden sind?

Im Falle der Bejahung der Frage zu 2)3

Darf der Versicherte auf solche Arbeitsgelegen—

heiten nur dann verwiesen werden, wenn sie in

(zumindest) nennenswerter oder mehr als nur
Abedeutungsloser oder nicht ganz unerheblicher

oder ausreichender oder genügender oder praktisch

ins Gewicht fallender Zahl vorhanden sind?

Im Falle der Bejahung der Frage zu 3)3
.Nach welchen Grundsätzen oder Maßstäben ist die

erforderliche Zahl näher zu bestimmen?“

Im Falle der Bejahung der Fragen zu 1), 2) und 5):‚

Müssen die Arbeitsgelegenheiten am Wohnort des
Versicherten bzw„ in dessen näherer täglich zu

erreichender Umgebung vorhanden sein?
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6) Ist cas-zulässig9 die Ermittlungen über das Vorhanden—

sein von Arbeitsgelegenheiten auf Anfragen an die

Arbeitsverwaltung zu beschränken?

Der Große Senat hatte vorab von Amts wegen zu prüfen? ob
die Zusammensetzung der Richterbank den Vorschriften des

Gesetzes entspricht„

Die Besetzung des Großen Senats richtet sich nach dem Grand.

der ;"knrufung0 Während bei einer Anrufung zur Fortbildung

des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtspree

chung (@ 43 SGG) lediglich der anrufende Senat die sich aus
% 41 Abs„ 1 SGGergebende Besetzung des Großen Senats w
Präsident? sechs weitere Berufsrichter und vier ehrenamtw

liche Richter @ um ein berufsrichterlichss Mitglied ver“

stärkt? tritt bei einer DivergenzaAnrufung nach @ 42 SGG

außerdem noch ein Mitglied desjenigeh Senats hinzu9 von

dessen Entscheidung der vorlegende Senat abweichen will“

(@ 41 Abs„ 5 Satz 2 SGG)„ Soll von Entscheidungen mehrerer

Senate abgewichen werden9 so sind alle diese Senats beteiw

ligt (sec 299 2255 22?)„ Im vorliegenden Falle hat der anw
rufende 120 Senat sich ausdrücklich auf @ 45 SGG als Anrue
fungsgrund gestützta Dies enthebt den Großen Senat jedoch

nicht der Prüfung„ ob sich die Vorlage ihrem Inhalt nach .

nicht doch als Divergenzunnrufung nach 5 42 SGG mit den anw

geführten Auswirkungen auf die Zusammensetzung des Großen

Senats darstellto Eine besondere Veranlassung zu dieser

Prüfung besteht deshalb9 weil in dem Vorlagebeschluß die

zur Entscheidung vorgelegten Rechtsfragen nicht lediglich

aufgeworfen und nach dem gegenwärtigen Stand der Rechte“

sprechung und dem Schrifttum besprochen werden? sondern

erkennbar Kritik geübt wird an der bisherigen Rechtspree

chung des BSG? daß es für die Frage der Berufsunfähigkeit

eines Versicherten darauf ankomme„ ob es der ihm verbliebeu‘

nen Leistungefähigkeit angepaßte Arbeitsplätze9 seien sie
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frei oder besetzt‚ in zumindest nennenswerter — oder

ähnlich umschriebener — Zahl gibt (so zoBo BSG 139 2553

s‚ 51; 16, 18; 18, 36)° Gleichwohl sieht der Große Senat

in dem Vorlagebeschluß keine Entscheidung des Inhalts, daß

der 12„ Senat, was Voraussetzung für eine Anrufung nach

% 42 SGG wäre, entschlossen gewesen sei‚ von der bisherigen

RechtsPrechung des BSG abzuweicheng Die Begründung des

Beschlusses, die allein auf einen anderen als den in seinem

Eingang bezeichneten Anrufungsgrund des 5 43 SGG hindeuten

könnte, gibt nicht eine im Wege der Abstimmung ermittelte

_
Rechtsauffassung der eri'Berufsrichter und der beiden

ehrenamtlichen Richter des erkennenden Senats wieder‚ doho

der Richterbank„ welche in der vorliegenden Streitsache

"die Anrufung des Großen Senats beschlossen hat (5% 40, 55

SGG)‚ sondern stellt nur die _ in sich nicht übereinstimm

mende — Meinung der vier durch die Geschäftsverteilung dem

120 Senat zugeteilten Berufsrichter'zusammene Diese aber

ist in diesem Zusammenhang ohne Bedeutung„ Einen hinreiw

chenden Anhalt dafiirJ daß der 12° Senat in der die Vorlage

beschließenden Besetzung ein Abweichen von der bisherigen
Rechtsprechung des BSG gewollt „@t1a und demgemäß den

Anrufungsgrund des @ 42 an Stelle des 5 45 SGG gemeint
hätté‚ hat der Große_$enat in demVorlagebeschluß nicht
gesehen° Seine Besetzung unter Zuziehung des Präsidenten

des erkennenden Senats9 aber ohne zusätzliche Berücksichw

tigung der anderen Senate‚-die an der bisherigen Rechtspre—

chung des BSG beteiligt sind, entSpricht demnach dem Gesetz

(% 41 Abs„ 5 see)° '

Der Große Senat hat auch die Zulässigkeit der Vorlage
bejahtn Der in dieser Vorschrift eröffnete Weg zur Anruw

fung des Großen Senats war dem 120 Senat nicht deshalb

versperrt, weil er
verpflichtet

gewesen wäre, nach 5 42

' SGG vorzugehenor Zwar wird man annehmen dürfen‚ daß die

Anrufung nach @ 42 grundsätzlich derjenigen nach @ 45 SGG

vergeht (so BFH 92, 188 4?927 zum Verhältnis der Absätze

‘__' 9
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5 und 4 des © 14 der Finanzgerichtsordnung), im vorliegenden
Falle waren jedoch für den erkennenden Senat die Voraussetm

Izungen für eine Anrufung des Großen Senats nach 5 42 SGG
nicht gegeben‚ weil jener Senat sich zur Abweichung von der

bisherigen Rechtsprechung der anderen Rentenversicherungr—

senete e noch w nicht entschlossen hatte° Dem im Gesetz_ge—

regelten Fall? daß ein Senat von der Rechtsprechung eines

anderen Senats abweichen will‚ ist der Fall? daß ein Senat

bloße Zweifel an einer bestehenden Rechtsprechung hat‚ nicht

gleich zu erachten; das Gesetz bietet hierfür keine Stützea

Wollte man in einem Falle der angeführten Art einen Senat

zwingen9 für oder gegen die bestehende Rechtsprechung Stelm

lung zu beziehen‚ so würde manche — an sich erwünschte @

Anrufung nach @ 43 SGG verhindert werden; denn für eine Anruw

fung nach % 43 SGG findet sich erfahrungsgemäß eher eine

mearheit als für ein Nein gegenüber einer bestehenden Rechte

nrechunga Abgesehen davon bietet‘der Reg des @ 43 SGG bes—

ere Möglichkeitena dem Großen Senat nicht nur Einzelfregen9

in denen eine Divcrgenz hervortritt‚ sondern ganze Fragen—

komplexe zur Beurteilung vorzulegeno Gerade diese Überle—

gung kann im vorliegenden Falle im Hinblick auf die Viele

schichtigkeit des Begriffs der Berufsunfähigkeit bei der

Beschlußfassung des 125 Senats im Vordergrund gestanden

habena Die hier vertretene Auffassung;-daß bloße Zweifel

an der Richtigkeit einer bestehenden Rechtsprechung den Weg

des @ 43 SGG offen lassen? wird noch gestützt durch die be»

reits angeführte Entscheidung des BFH (aaO 80 792)0 Danach

soll eine Anrufung des Großen Senats zur Sicherung einer eine

heitlichen Rechtsprechung auch dann? wenn die Voraussetzungen

der Divergenzennrufung gegeben sindg zoB° eine Divergenz 0bw

jektiv vorliegtp nicht ohne_weiteres unzulässig sein„ viel“

mehr nur9 wenn sie auf Willkür oder sachfremden Erwägungen

beruhtu '

Die in @ 43 SGG geforderten Anrufungsvoraussetzungen sind"

erfüllto Die zur Entscheidung vorgelegten Rechtsfragen

.‚. ’] O ..
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sind von so weittragender Bedeutung für das gesamte Gebiet

der Bentenversicherung und darüber hinaus, daß die vom

Gesetz geforderte Grundsätzlichkeit außer Zweifel stehto

Deshalb kann unentschieden bleiben, ob allein der erkennen“

de Senat die Anrufungsvoraussetzung der.Grundsätzliohkeit

zu beurteilen oder der Große Senat insoweit ein Prüfungse

recht hat„ Die weitere Zulässigkeitsvoraussetzung9 daß

nach der Auffassung des erkennenden Senats die Fortbildung

des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechte

sprechung die Anrufung erfordert, hat der 120 Senat in bezug

auf beide Alternativen bejahto Hieran ist der Große Senat

gebunden (BSG 14, 246 15417)„ In eigener Zuständigkeit hat
der Große Senat die Entscheidungserheblichkeit der vorgem

legten Fragen in bezug auf die Rechtsfindung in dem Aus—

gangsverfahren des 120 Senats bejahte

C

Die Entscheidung des Großen Senats über die vorgelegten

Fragen beruht auf folgenden Gründen; '

I

Das Kernstück der Vorlage ist für die Annahme von Berufs—

unfähigkeit die Frage nach der rechtlichen Bedeutung des

Vorhandenseins von Arbeitsplätzen, die ein in seiner

Leistungsfhhigkeit beschränkter Versicherter noch ausw
füllen kann (Frage 1)°

Bei der Beantwortung dieser Frage ist der Große Senat

vom Vortlaut der in 5 1246 Abs„ 2 Sätze 1 und 2 BVD niederw

gelegten gesetzlichen Regelung ausgegangen (wörtlich

übereinstimmend @23 Abs„ 2 Sätze 1 und 2 des Angestellm
tenversicherungsgesetzes „ AVG e und 5-46 Abso 2 Sätze *
und 2 des Reichsknappschaftsgesetzes _ EKG e)o Nach

Satz 1 dieser Vorschrift ist ein Versicherter berufsunm

fähig9 wenn er infolge von Krankheit oder anderen Gebrew
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chen oder Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte

auf weniger als die Hälfte derjenigen eines körperlich und

geistig ge8unden Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und

gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten herabgesunken

ist„ Der Kreis der Tätigkeiten? nach denen die Erwerbsfähige

keit eines Versicherten zu beurteilen ist? umfaßt nach Satz 2

dieser Vorschrift alle Tätigkeiten? die seinen Kräften und

Fähigkeiten entsprechen und ihm unter Berücksichtigung der

Dauer und des Umfangs seiner Ausbildung sowie seines bishe—

rigen Berufe und der besonderen Anforderungen seiner bishew

rigen Berufstätigkeit zugemutet werden können0

Nach Satz 1 dieser Vorschrift kommt es darauf anp ob die

”Ermerbsfähigkeit" des Versicherten infolge Krankheit oder

anderer Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen oder

geistigen Kräfte (also aus gesundheitlichen Gründen) in

einem bestimmten Umfang herabgesunken‚ doho "gemindert" iste

Die Rente wegen Berufsunfähigkeit wird also wegen einer'Minu

derung der Erwerbsfähigkeit" (MdB) des Versicherten gewährt°

"Erwerbsfähigkeit" ist, wie aus der Wortfassung hervorgeht9

die Fähigkeit? etwas zu erwerben{) Gemeint ist der Erwerb

durch Ausübung einer Tätigkeit„ Denn aus Satz 2 ist zu ent“

nehmen9 daß es auf die Fähigkeit zur Ausübung einer “Tätige

keit“ — d„h„ einer “Erwerbstätigkeit"
w ankommt? weil die

Erwerbsfähigkeit an der Fähigkeit Zur Ausübung bestimmter

"Tätigkeiten“ gemessen wirdo Da den in der gesetzlichen Rene

tenversicherung versicherten Beschäftigten in aller Regel nur

das durch die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erworbene Ente

gelt zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts zur Verfügung

steht? kann auch nicht zweifelhaft sein9 daß nur eine Erwerbs—

tätigkeit gemeint sein kann9 durch deren Ausübung dem Lebense

unterhalt dienendes Entgelt erworben wird(:

Der Zweck der Berufsunfähigkeitsrente nach @ 1246 EVO ist;

wie auch bei allen sonstigen heutigen und früheren Versichere

tenrenten9 die nicht von einem bestimmten Lebensalter abhängcn‚

_.12 n
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l 32 „

den durch eine Erwerbsminderung eintretenden Lohnausfall

„ in gewissen Grenzen — zu ersetzen, um den Lebensunterhalt

des Versicherten und seiner Familie weiterhin sicherzustelw
16110

Dies ist in der gesetzlichen Rentenversicherung von ihrem

Anfang an stets Rechtens gewesen‚ wenn auch der Wortlaut

der Vorschriften zum Teil voneinander abweicht„

..

Alter8sicherung vom 22„ Juni 1889 (BGBl 1889‚ 97 [Too 37

erhielt der Versicherte Invalidenrente, der dauernd

Nash @ 9 des Gesetzes betreffend die Invaliditätsn_und

”erwerbsunfähig" war„ Erwerbsunfähigkeit lag dann vor9

wenn der Versicherte aus gesundheitlichen Gründen nicht

mehr imstande war, durch eine aco„„ Lohnarbeit mindestens

einen Betrag zu verdienen‚ welcher der Summe eines Sechstels

des Durchschnitts der Lohnsätze gleichkommt, nach welchen

für ihn °„„„„ Beiträge entrichtet werden sind oo„„„ 0

In dieser Fassung war auf die Minderung der Erwerbsfähigkeit

abgestellt, und zwar in dem Sinne‚ daß es darauf ankam5 ob

der Versicherte noch fähig war, durch Verrichtung von zu—
mutbaren Tätigkeiten einen bestimmten Lohn zu verdienen„

‘ Nach @ 15 Abs° 1 des Invalidenversicherungsgésetzes vom

i3„ Juli 1899 (BGBl ?899, 463 LV797) war Gegenstand der
Invalidenversicherung una° der An8pruch auf Gewährung einer

Rente für den Fall der "Erwerbsunfähigkeit" o„o„„ „ Nach

5 15 Abs„ 2 aaO erhielt Invalidenrente der Versicherte5 der
im Sinne des @ 5 Abs" & aaO dauernd "erwerbsunfähig" war0
Nach dieser letzteren Vorschrift war der Versicherte erwerbsu

unfähig, dessen Erwerbsfähigkeit aus.gesundheitlichen Grün«

den „„„„„ auf weniger als ein Drittel herabgesetzt ware
Dies war dann der Fall5 wenn der Versicherte nicht mehr im■

stands war? durch eine Zumutbare'Tätigkeit
onnoo ein Drittel

desjenigen zu erwerben‚ was
gesunde Personen „„ooo durch

Arbeit zu verdienen pflegen° Auch in dieser Vorschrift

kam es auf die Minderung der Erwerbsfähigkeit an, doho
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darauf, ob der Versicherte fähig war, durch Verrichtung

einer zumutberen_Tätigkeit Entgelt zu erwerben, Nach @ 1255

eve vom 19, Juli 1911 (BGBl 1911, 509 ff, 17427) erhielt der
Versicherte Invalidenrente, der aus gesundheitlichen Gründen
"invalide" war° Als “invalide” galt ein Versicherter, der

nicht mehr in der Lage war, durch eine_zumutbare Tätigkeit

ein Drittel dessen zu erwerben, was vergleichbare gesunde

Personen durch Arbeit zu verdienen pflegten , Während es

die vorhergehenden Vorschriften ausdrücklich auf die Mine

derung der Erwerbsfähigkeit abgestellt haben und diese dann
aneoncmmen wurde, wenn der Versicherte nicht mehr in der tage

war, ein bestimmtes Entgelt zu verdienen, fehlte in @ 1255

RVG der Hinweis auf die Minderung der Erwerbsfähigkeit; es

wer nur auf die Fähigkeit, ein bestimmtes Entgelt zu erwer;

ben, abgestellt° Der Sache nach aber lag insofern keine Ab—

weichung gegenüber den vorhergehenden Vorschriften vor, als

die hinoerung der Fähigkeit, ein bestimmtes Entgelt erwerben

zu können, eben eine Minderung der Erwerbsfähigkeit darstellt,.

_Die Neufassung der EVO durch die Bekanntmachung vom 15, Dezem»

ber 1924 (BGBl I 779 ff) erbrachte keine Änderung—dieser Vorw
schriften°

Nach % 7254 EVO idF der Verordnung (VO) vom 17, Mai 1934
(BGBl I 419 ff £ZQQ7) galt als "invelide" der Versicherte,
der aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr imstande war,

durch Ausübung einer zumutbsren Tätigkeit ein Drittel dessen

zu erwerben, was vergleichbare Personen zu verdienen pflege

ten, Auch durch diese Vorschrift änderte sich der Sache nach,

soweit es um die Grundsatzfrege geht, aus welchem Grunde die

Rente gewährt wird, nichts,

Durch das SoZislversicherungsenpassungsgesetz vom ??, Juni

1949 ( Wt}Bl„ 1949, 99 ff) wurden lediglich die Worte
dein Drittel" durch die Worte “die Hälfte" ersetzt° Eine

grundsätzliche Änderung enthielt diese Vorschrift also nicht,

_ 14 _
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‘Ein Blick auf die beiden anderen Rentenversicherungszweige

“rundet dieses Bild ab„

In der Angestelltenversicherung erhielt nach 5 25 des

Versicherungsgesetzes für Angestellte vom 200 Dezember 1911

(BGBl I 989 ff 5937) w_u„a„ —Ruhegeld der Versicherte‚ der
aus gesundheitlichen Gründen “zur Ausübung seines Berufe”

dauernd unfähig waro Berufsunfähigkeit lag dann vor‚ wenn

die "Arbeitsfähigkeit" des Versicherten auf weniger als die

Hälfte derjenigen eines gesunden vergleichbaren Versicherm

ten herabgesunken war° Der Umstand„ daß hier von Berufsé

unfähigkeit und nicht von Invalidität gesprochen wurde9 daß

auf das Absinken der Arbeitsfähigkeit und nicht auf das der

Erwerbsfähigkeit abgestellt war, daß nicht die Fähigkeit‚

noch andere Berufe ausüben zu können, erwähnt war9 und daß

nicht ausdrücklich die Fähigkeit, Entgelt erwerben zu
können?

genannt war, bedeutete keine Abweichung von den hier allein.

interessierenden Grundsätzen des Invaliditätsbegriffsc Auch

nach dieser Vorschrift kam es letztlich darauf an? ob die

Erwerbsfähigkeit gemindert war„ Dies wurde angenommen, wenn
der Versicherte nicht mehr in der Lage war9 seinen bisherigen

Beruf und andere Berufe innerhalb seiner Berufsgruppe zu
verrichten„ mit denen er Entgelt erwerben konnteo Insbe_‘

sondere bedeutete-in diesem Zusammenhang die Arbeitsfähige

keit nichts anderes als die Erwerbsfähigkeit° Die Minderung

der Arbeitsfähigkeit war untrennbar verbunden mit der Mine

derung der Fähigkeit, Entgelt zu erwerben„

Durch die Neufassung des AVG vom 28“ Mai 7924 (BGBl I 563;
erfolgte lediglich eine Änderung der Paragraphenfclge {nunw

mehr 9 50), ohne daß damit eine inhaltliche Änderung ver_
bunden gewesen wären

- Durch die VO vom 170 Mai 1934 (BGBl I 419 ff) trat eine
Änderung der Paragraphenfolge (nun■ehr % 271 und eine Neue
fassung des Berufsunfähigkeitsbegriffs eino Dadurch_wurden
jedoch die hier maßgebenden Grundsätze nicht berührt{)
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In der knappschaftlichen Rentenversicherung kommen für

einen Vergleich nur die Regelungen der lnvalidenpension

in Betracht, die später den Namen Kneppschaftsrente und

seit dem 1„ Januar 1957 die Bezeichnung Bergmannsrente

führt: Die übrigen knappschaftlichen Renten entsprechen

nämlich in ihren Grundsätzen den jeweiligen_gleicharti—

gen Renten der Invalidenversicherung(JV) und Angestelle

tenversicherung (AV) und bedürfen daher hier keiner besone
deren Untersuchung° Die Invalidenpension wurde gewährt,

wenn der Versicherte berufsunfähig war? Eine gesetzliche

Regelung dieses‚Berufsunfähigkeitsbegriffs erfolgte allere

dings erst später9 und zwar erstmalig durch @ 35 EKG idF

der vo vom 173 Mei 1934 (BGBl I 419 ff 42£"55g7%Nach die—
ser Üorschrift war'berufsunfähig der Versicherte? der aus
gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der Lage war„ seinen

bisherigen Beruf oder einen im Wesentlichen gleichwertigen-

und gleichartigen Beruf auszuübeng Auch diese Formulierung

bedeutet in ihrem Kern nichts anderes° _BU wurde angenom—

men‚ wenn die Erwerbsfähigkeit„ dag ist die Fähigkeit‚ durch

Ausübung einer Tätigkeit Entgelt zu erwerben, gemi■derti ist„

Durch die VO über die Neuordnung der Rentenversicherung im

Bergbau vom 4„ Oktober 1942 (BGBl I 569 ff) wurde zwar an
die Stelle der Invalidenpension die Knappscheftsrente gesetzt9

doch blieb @ 35 EKG für die Frage9 was BU ist? weiterhin in
Geltuneo

Seit dem 10 Januar 1957 ist durch das Knappscheftsversicheu

rungszeuregelungsgesetz (KnVNG) an die Stelle der Knappe
sohaftsrente die Bergmannsrente getreten„_ An sie werden9

von hier nicht interessierenden Abweichungen abgesehen9 im

wesentlichen dieselben Voraussetzungen geknüpft wie an die

frühere Invalidenpension und an die frühere Knappschafts—‘

rente9 so daß sich auch an den hier maßgebenden Grundsätzen

nichts geändert hato

_ 15 H
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Wenn auch diese gesetzlichen Formulierungen zum Teil von—

einander abweichen, so steht doch fest? daß in Vergangenheit

und Gegenwart in allen Versicherungszweigen der gesetz—]

lichen Rentenversicherung die nicht von einem bestimmten

Lebensalter abhängigen Versichertenrenten wegen Minderung

der Erwerbsfähigkeit; d„h° der Minderung der Fähigkeit,

durch Ausübung einer Erwerbstätigkeit dem Lebensunterhalt

dienendes Entgelt zu verdienen? gewährt wurden bzw„ werden„‘

und daß die Versichertenrenten„ die nicht von einem bee

stimmten Lebensalter'abhängen„ den Zweck haben? den durch

Erwerbsminderung entstehenden Lohnverlust m in gewissen

Grenzen „ zu ersetzen, um den Unterhalt des Versicherten

und seiner Familie weiterhin sicherzustellen0

Auch die Materialien zur Rentenrefcrm von 1957 lassen sich
als Stütze hierfür anführeng Aus der Begründung des mit

der BT_Drucksache 2437 von der Bundesregierung eingebrachw
ten Entwurfs eines Rentenversioherungsgesetzes ist zu
5 1252 ausgeführt? daß die Änderung der Rentenformel der
Vereinheitlichung der Voraussetzungen der entsprechenden

Versicherungsfälle in der hrbeiterrentenu und Angestellten»

versicherung dienen sollo Hieraus ergibt sich also9 daß

hinsichtlich der sonstigen Grundsätze gegenüber dem bishee

rigen Rechtszustand keine Änderungen gewollt waren° Zu
@ 1258 ist gesagt‚ es sei sozialpolitisch nicht vertretbar,

diejenigen Invaliden9 die noch in der Lage seien? Mittel

für ihren Lebensunterhalt zu verdienen‚ den erwerbsunfähigen

Invaliden, deren Existenz im Regelfall ausschließlich auf

ihrer Rente beruhe, gleichzustellena Hierin liegt letztlich

eine Bestätigung dafür? daß die Möglichkeit “Mittel für den\

Lebensunterhalt zu
Verdienen” sichergestellt werden sollteo

Im allgemeinen Teil der Begründung (A) ist zu ?) ausdrück—
lich darauf hingewiesen9 daß die Rente Lohnersatzfunktidn

hat (So 58)„
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Der schriftliche Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik

(284 Ausschuß) e'BTeDrucksache 3080 wg der die Versichem
rungefälle der Berufsunfähigkeit und der Erwerbsunfähigw

keit in der zum Gesetz gewordenen Fassung geregelt hat?

enthält nichts9 was gegen die Beibehaltung der hier maß—
gehenden Grundsätze sprächs° Der Umstand9 daß nach den

Rentenreformgesetzen die Rentenhöhe laufend der Lohnent—

widklung folgte bestätigt die Lohnersatzfunktion dieser
Rentena

Zu der Frage? ob es bei der Beurteilung der EU auch darauf

ankommt„ daß es für die dem Versicherten zumutbaren Tätig—

keiten9 die er nach seinem Gesundheitszustand und nach

seinen beruflichen Fähigkeiten verrichten kann, Arbeits—

plütze gibt? hat bereits das Reichsversicherungsamt (RVA)„

ihm folgend das Bayerische Landesversicherungsamt und das

BSG, eine feste Rechtsprechung entwickelt„

Das BVA hat in einigen Revisionsentscheidungen (AN 1893 80955

AN 1898 So 5905 AN 190? So 43l; AN 1906 So 277} cf‚xusg‘eführt‚n

der Qrundsatza daß es nicht darauf ankommep ob für eine The
tigkeit Arbeitsplätze vorhanden seien„ finde keine Anwenw

dung9 wenn ein die Arbeitsleistung nicht ausschließendes

Leiden vorliege9 dieses aber aus besonderen Gründen den Ver—

sicherten vom Arbeitsmarkt ausschließen Während es sich bei

diesen Fällen darum handelt? daß an sich vorhandene Arbeitse

plätze aus subjektiven Gründen nicht besetzt werden können?

hat sich das EVA in späteren Entscheidungen auch mit der

Frage befaßtp welche Bedeutung es hat‚ daß der Arbeitsmarkt

praktisch dem Versicherten deshalb verschlossen ist? Weil

die Zahl der überhaupt vorhandenen Arbeitsplätze für eine

Tätigkeit gering ist (AN 1907 3° 465; '!909'S° 5025 1921 80554;

l&5lp IV 77)u Das BVA hat in diesen Revisionsentseheidungen
den Standpunkt vertreten? es komme darauf an„ ob “der Arm

beitsmarkt die Gelegenheit zu solchen Tätigkeiten in einem

@ 18 _
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ihre Berücksichtigung rechtfertigenden9 also nicht ganz

unerheblichen Maße” biete; in anderen Fällen sei eben kein

dem Wettbewerb offenes Arbeitsfeld vorhandeno Arbeitsplätze

müßten tatsächlich in einem solchen Umfang vorhanden sein,

daß noch von einem freien Arbeitsmarkt gesprochen werden

könne? wobei es gleichgültig sei‚ ob diese Stellen frei

oder besetzt sind„ Das Bayerische Landesversichcrungsamt

hat sich in seinem Urteil vom 23„ Februar 195? (Breithaupt

40? 941) dieser Auffassung angeschlossen„ Nach seiner

Ansicht kommt es darauf an, ob der Versicherte aus dem alle

gemeinen Kreis zumutbarer Tätigkeiten mit anderen vergleich—

baren gesunden Arbeitskräften so in Wettbewerb treten kann„

daß er durch Ausübung regelmäßiger Tätigkeiten einen der

gesetzlichen Lohngrenze entsprechenden Verdienst erwerben

kenne Das BSG hat diese Rechtsprechung fortgesetzto Es hat

entschieden; daß der Versicherte nur auf Tätigkeiten vera

wiesen werden kann‚ die dem Wettbewerb praktisch noch offen

stehen bzw0 für die es Arbeitsplätze in nennenswerter oder

nicht ganz bedeutungsloser Zahl, gleichgültig ob frei oder

besetzt„ gibt (ass l„'82 (91); 5, 84 (es); 8‚ 34 (35); '

16, 18 (21); 78‚ 56 (40/41); 19, 147 (150/15?); SozR EVO
Nro 50 und 59 zu @ 1246)5

Dem Gesetzgeber der Rentenreform von 1957 war sowohl die
aufgezeigte Gesetzesentwicklung als auch die von der Praxis

allgemein anerkannte jahrzehntelange Rechtsprechung dieser

Gerichte bekannt° Hätte er in Abkehr von dieser Recht—

sprechung den Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit ab—

strakt‚ dann ohne Rücksicht auf das Vorhandensein eines der

Gesundheit des Rehtenbewerbers entsprechenden Arbeitsplatms9

beurteilt wissen wollen, so hätte er dies im Gesetz klarge—

Stellt° Der'Umstand9 daß er dies nicht getan hat? spricht

für die Absicht‚ es insoweit bei der bisherigen Rechtslage

zu belasseno ‘
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Es besteht daher kein Anlaß, von der bisherigen gefestigten

Rechtsauffassung abzugehen, zumal sie dem Sinn und Zweck

der Versichertenrenten aus der gesetzlichen Rentenversie

cherung, die nicht vom Lebensalter abhängen, entspricht

und sie allein den sozialen Bedürfnissen gerecht wird, Wie

schon bisher in der Rechtsprechung nicht außer acht gelas—

sen werden ist, fällt das Risiko der Arbeitslosigkeit zwar

der Arbeitslosenversicherung und nicht der Rentenversiche„

rung zu, so daß es in der Rentenversicherung grundsätzlich

nicht darauf ankommt, ob es freie Arbeitsplätze für eine

Tätigkeit gibt, oder ob der Versicherte einen freien Arbeitse

plutz findet, Denn in allen früheren und heutigen Gesetzes“

1assungen für Versichertenrenten, die nicht von einem Lebens—

alter abhängen, ist auf die Fähigkeit des Erwerbs von Entm

gelt durch Ausübung einer Tätigkeit, nicht aber darauf abge«

stellt, ob Entgelt durch Eingliederung in den Arbeitsprozeß

tatsächlich erworben wird, ob also eine Tätigkeit tatsächlich

ausgeübt wird, Der Versicherte; der gesundheitlich noch

fähig ist, entsprechende Tätigkeiten zu verrichten, war bzw,

ist also grundsätzlich auch dann nicht invalide bzwo berufse.

unfähig, wenn er keinen Arbeitsplatz findet, ja selbst dann

nicht, wenn es überhaupt keinen freien Arbeitsplatz gibt,

weil alle ArbeitSplätze für diese Tätigkeiten z,Zt, besetzt

sindo Doch ist, wie auch bisher schon in der Rechtsprechung

angenommen wurde, dann, wenn die Zahl der für einen gesundw

heitlich nur beschränkt erwerbsfähigen Versicherten in Be—

tracht kommenden Arbeitsplätze, seien sie-frei oder besetzt,

so gering ist, daß der Arbeitsmarkt dem Versicherten prakw

tisch auf die_Dauer verschlossen ist, nicht (nur) ein der

Arbeitslosenversicherung zur-Last fallendes Risiko des Eehm

lens von offenen Arbeitsplätzen gegeben, sondern dann fehlt

es an der ”Fähigkeit" des Versicherten, durch Ausübung einer

Erwerbstätigkeit dem'Unterhalt dienendes Entgelt zu erwerben,

also an der “Erwerbsfähigkeit"ß Denn wem ein dem Wettbewerb

offener Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung steht, ist praktisch

..-
20 „.
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nicht‘fähig, ein dem Lebensunterhalt dienendes Entgelt

durch Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu verdienen; das

entfallene Entgelt ist durch die Berufsunfähigkeitsrente

— in gewissen Grenzen _ zu ersetzen„ Dieses Entfallen

der Erwerbsfähigkeit gehört aber zum Risiko der Rentenverw
sicherung und nicht der Arbeitslosenversicherungo

Neben die bereits durch die Rechtsprechung entschiedenen

Fälle? in welchen der Arbeitsmarkt dem Versicherten praka

tisch verschlosseniistg treten die Fälle der Teilzeit—

arbeit, mit denen sich das BVA nie zu befassen brauchteo

Das sind einmal diejenigen Fälle‚ in welchen das Verhältw

nis der Zahl der auf einen Teilzeitarbeitsmarkt angewie—

senen Personen zur Zahl der entsprechenden Arbeitsplätze

so ungünstig ist, daß es mehr oder weniger vom Zufall abe

hängt, ob der Versicherte einen-Arbeitsplatz findeto -Zum

anderen handelt es sich um diejenigen Fälle? in welchen

die Zahl der auf einen Teilzeitarbeitsmarkt angewiesenen

Personen und die Zahl der entsprechenden Arbeitsplätze
nicht mit genügender Sicherheit festgestellt werden können°

In diesen Fällen muß man annehmen‚ daß nicht nur die

„rbeitsverwaltung als die für die Beobachtung des Arbeitse
marktes und die Arbeitsvermittlung gesetzlich zuständige

Stelle? sondern auch der Versicherte? dem gesetzlich die

Arbeitsvermittlung des Arbeitsamtes zur Verfügung steht?

keinen hinreichenden Überblick über die vorhandenen Are
beitsplätze haben„ wenn sich der Versicherte auch selbst

um einen offenen Arbeitsplatz bemühen muß? so kann man
bei ihm doch keine größere Kenntnis des Arbeitsmarktes

unterstellenP als sie die Arbeitsverwaltung hat„

Auch in diesen Fällen hängt es also mehr oder weniger

vom Zufall ab‚ ob der Versicherte einen entsprechenden

Arbeitsplatz findeto ‘
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Es kann allerdings nicht generell für das ganze Gebiet

der Teilzeittätigkeiten gesagt werden? ob dies der Fall

ist? sondern es bedarf einer Prüfung für jede einzelne
&

Tätigkeit oder zumindest für Gruppen von Tätigkeiten„

Die Auffassung? daß Berufsunfähigkeit auch dann vorliegtp

wenn ein Versicherter zwar noch gewisse zumutbare Erwerbs—

tätigkeiten verrichten könnte:, es aber seiner verminderten

Leistungsfähigkeit angepaßte Arbeitsplätze nicht gibt9 steht

mit der Ursachenlehre von der rechtlich wesentlichen Bedine

gung im Einklango Nach ihr ist eine Bedingung als ursächw
lich oder mitursächlich im Rechtesinne anzusehen„ wenn sie

1% Verhältnis zu anderen Einzelbedingungen wegen ihrer he—

sonCoren Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich

mitgewirkt hat„ Diese Ursachenlehre ist vom EVA in jahrzehne

telanger Rechtsprechung angewandt worden und gilt nach der

ständigen Rechtsprechung des BSG jedenfalls für die Gebiete

der Kriegsopferversorgung und der Unfallversicherung (vglo

z„B„ BSG l‚ 72„?6 mit Nachweisen aus der Rechtsprechung

des EVA; BSG 1„ 150„ 156 und 268‚ 269; BSG 129 2429 245}°

Sie hat auch schon in das Gebiet der Rentenversicheruhg Eine

gang gefundeng nämlich in den Fällen des @ 1265 a Abs„ 1 Nr„l

und 5 RVG aF (u 5 1252 RVG nF) bei der Beurteilung des ursäch—

lichen Zusammenhangs eines Arbeitsunfalls bzwo einer Feindeinw

wirkung mit dem Eintritt der Invalidität oder dem Tode des Ver_

sicherten (BSG SozR Nro 5 zu © 1263 a EVO aF;‘Wannagatp Lehrw
buch des Sozialversicherungsrechts Bda I 337)„ In den Fällen

des @ i246 Abs„ 2 EVO geht es? wie die ein Kausalverhältnis

ousdrückende Präposition "infolge von" deutlich macht‚ e ebenm

so wie in denen des % 1252 Nr° ? EVO — um die ursäohliche Verm
knüpfung zwischen einem Ereignis oder einem Zustand — Gesunde

heitsschädigung „ und einem "Erfolg" @
Minderung der Erwerbs—

fähigkeito Hier wie dort soll der Geschädigte einen sozialen

Ausgleich erhalten? weil er sich in einer vom Gesetz als

sohutzwürdig anerkannten Situation befunden und durch die Be—

sonderheiten dieser Situati0n Schaden erlitten hat (vglo

— 22
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Schlegel, DVBl 1962, 89 10 reo'Spe)o Wegen der Vergleich—

_berkeit der Sachverhalte erscheint es gerechtfertigt9

die Lehre von der rechtlich wesentlichen Bedingung auch

in der hier vorliegenden Frage nach dem Inhalt des Bee
griffs der Minderung der Erwerbsfähigkeit der Rechtsfinw

dung nutzbar zu
machen„ Die Minderung der Erwerbsfähig—

keit eines Versicherten‚ der nach seinem Gesundheitszuw

stand zwar noch täglich einige Stunden Lohnarbeit verriche

ten könnte, für den es aber einen solchen Teilzeitarbeits—

platz nicht gibt, beruht auf zwei Ursachen; der gesund—

heitliohen Schädigung und dem Fehlen eines geeigneten

Arbeitsplatzesc Der Erfolg — die Berufsunfähigkeit
—

entfällt beim Wegfall_scwohl der einen als auch der anH

deren Mitursaeheo Wäre der Versicherte nicht krank9 so

könnte er vollschichtig arbeiten und hätte —Arbeitslosige
keit soll außer Betracht bleiben — einen Arbeitsplatzo
Gäbe es für ihn einen geeigneten Arbeitsplatz‚ so könnte

er trotz seiner Krankheit täglich einige Stunden erwérbs—'

‘tätig seine Durch seine Krankheit, wenn auch nicht allein

durch sie‚ ist moaowo der ihm sonst in seiner ganzen Breite

zur Verfügung stehende Arbeitsmarkt so stark eingeengty

daß seine Erwerbsfähigkeit uqu ganz entfallen ist° Bei

der Beurteilung, welche der Mitursachen rechtlich wesent—

. lich im Sinne der angeführten Ursachenlehre ist? wird man
die beiden Ursachen als etwa gleichrangig ansehen müssen;
jedenfalls tritt die Krankheit gegenüber dem Fehlen eines

Arbeitsplatzes nicht völlig in den Hintergrund° Das bem

deutet‚ daß die Gesundheitsschädigung‚ auch wenn sie erst
im Zusammenwirken mit dem Fehlen eines geeigneten Arbeits—

platzes zur Berufsunfähigkeit führt, rechtlich wesentliche

Ursache der Berufsunfähigkeit ist (vglo hierzu Dilla _
Die Arbeiterversorgung 19649 1519 152 _? der in einem

ähnlichen Falle die Gesundheitsschädigung sogar als “primär

und schließlich entscheidend verantwortlich für den Eintritt

des Versicherungsfalles" bezeichnet)°
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Die vom Großen Senat vertretene Auffassung? daß für

die Annahme von Berufsunfähigkeit auch auf das Vorhandene

sein eines für den in seiner Leistungsfähigkeit geminder—

ten Versicherten geeigneten Arbeitsplatzes abzustellen ist„

verdient gegenüber der nur-den Gesundheitszustand des Ver—

sicherten in Betracht ziehenden „ abstrakten _ Gegenmeinung

auch deshalb den Vorzug? weil sie besser geeignet ist? der

erwünschten @ Nahtlosigkeit zwisehen den Rentenversiche—

rungen und der Arbeitslosenversicherung näherzuk0mmen°

Der konkreten Auffassung wird entgegengehalten9 sie führe

zu unbefriedigenden Ergebnissen bei Versicherten? die nicht

mehr vollschichtig5 aber noch mindestens halbechichtig are
heiten können? für die es indessen keine Arbeitsplätze in

nennenswerter Zahl gebe; in solchen Fällen komme es? besonm

ders bei ungelernten Arbeitskräften, zum “Durchschlagen”

der Rente wegen Berufsunfähigkeit_zur Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit‚ einem ErgebnisJ das die Zweistufigkeit der Rene

ten als sinnlos erscheinen lasseo Das Überspringen der
ersten Rentenstufe ist aber keine so ungewöhnliche Erscheiw

nung? daß man annehmen müßte, der Gesetzgeber habe an sie

nicht gedacht und könne sie demnach nicht in Kauf genommen
habens Es ist darauf hinzuweisenp daß es in der knappschafte

lichen Rentenversicherung schon vor 1957 Stufenrenten gegen

ben hat und dort das Durchschlagen der Rente bei dem Verein

cherten mit niedrigen Schichtlöhnen allgemein bekannt ist„

Die Möglichkeit des “Durchschlagens” zur zweiten Rentene

stufe war dem Gesetzgeber also nicht unbekannt„

Als besonders gewichtiges Argument gegen die konkrete Aufw

fassung wird ins Feld geführt; es sei den Gerichten der

Sozialgerichtsbarkeit praktisch unmöglich? zuverlässige

Feststellungen über das Vorhandensein
von Teilzeitarbeitse

plätzen zu treffen9 vor allem wenn der gesuchte Arbeitsplatz?

um dem geminderten Leistungsvermögen des Versicherten zu
genügen9 eine bestimmte Beschaffenheit aufweisenp z„B„
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Schutz vor Nässe, Kälte oder Staub bieten müsse, oder

wenn eine Arbeitsmöglichkeit abwechselnd im Sitzen und Gehen?

dazu noch mit häufigeren Pausen zu ermitteln sei° Es ist

zuzugeben‚ daß mit den klassischen Mitteln des Beweises

durch Augenschein‚ Sachverständige‚ Zeugen und Urkunden

die Aufgaben, die sich den Gerichten stellen, nur schwer

zu bewältigen sindo Der richterliche Augenschein scheidet9

ohne daß auf die Frage seiner rechtlichen Zulässigkeit

eingegangen werden müßte, praktisch schon deshalb ausp'weil

die Durchführung in einer hinreichenden Zahl von Betrieben

die Gerichte überfordern wiirde° Ber Beweis durch Sachveru

ständige.wird in der Regel außer-Betracht bleiben müssen9

weil es bei der Erforschung des Vorhandenseins‚ des Aus—

maßés und der konkreten Beschaffenheit von TeilzeitarbeitsH
plätzen meist nicht um die Vermittlung von Erfahrungssät2en

auf einem bestimmten Sachgebiet und daraus zu ziehenden

Schlüssen geht w nur das wäre Aufgabe eines Sachverständi—

gen w‚ sondern um die Bekundung eines Wissens über Tatsae

chenu Ein solches Wissen vermittelt in der Regel einZeugeo

Für dieses Beweismittel gilt jedoch weitgehend das gleiche

wie für den richterlichen Augenschein, jedenfalls soweit

es sich um Zeugen aus dem betrieblichen Bereich handelto

Die einzelne Zeugenaussage vermag ein gerichtliches Verfahw

ren nur dann zu fördern‚ wenn sie Positives_über das Vor—

handensein von Teilzeitarbeitsplätzen enthält9 nicht aber‚

wenn die Beweisfrage‚ was die Regel sein dürfte9 verneint

wird; in einem solchen Falle muß der Versuch‚ über den

Zeugenbeweis zu einer abschließenden Erkenntnis zu gelangen?

letztlich scheitern„r
@ Anders dürfte es dagegen mit der

Anhörung von Zeugen sein aus dem Bereich von Behörden?

Verbänden und Organisationen? die aus ihrer amtlichen? ehrenm

amtlichen oder dienstlichen Tätigkeit einen mehr oder weniger
umfassenden Einblick in die Struktur des Arbeitslebens und

der Arbeitsplatzgestaltung haben° Als saohkundige Stelle

kommt in erster Linie die Arbeitsverwaltung in Betracht,
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da diese gesetzlich verpflichtet ist, den Arbeitsmarkt zu

beobachten° Falls die Arbeitsverwaltung keine Auskunft über

die Zahl der Interessenten für Teilzeitarbeitsplätze und

die Zahl der Teilzeitplätze geben kann, kommt allerdings
auch die Einholung von Auskünften bei anderen Stellen, etwa

bei Industrie— und Handelskammern, Handwerkskammern, Vereini—

gungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, Hauptfürsorge—,

stellen und Gewerbeaufsichtsämtern in Betracht (Frage 6),

Es bedarf nicht unbedingt der Vernehmung von Bediensteten

dieser Stellen als Zeugen (oder Sachverständigen); vielmehr

genügt es und dürfte sich auch in der Regel eher empfehlen,

eine schriftliche Auskunft einzuholenn Die “amtliche Auskunft“

ist als Aufklärungsmaßnahme und Beweismittel im Zivilprozeß

bereits seit 4924 zugelassen (5 2?2 b Abs° @Nr„ 2 der

Zivilprozeßordnung — ZPO—)„ Das SGG geht über diese Regelung

noch hinaus; es sieht “Auskünfte jeder Art” vor, also nicht

nur
amtliche, sondern auch private (% 406 Abs„ 5 Nr„ 5 SGG)°

Besonders wertvoll sind, soweit die Verweisung auf das gesamte

Bundesgebiet erfolgt, statistische Unterlagen, insbesondere

hochgerechnete Zahlen auf Grund eines Mikrozensus, wenn auch

nicht verkannt werden soll, daß auch diese zum Teil Lücken

aufweiseno

Von Anfragen an die Arbeitsverwaltung nach dem Vorhandensein

von Teilzeitarbeitsplätzen haben sich, wie dem Vorlage—
beschluß zu entnehmen ist, einige Landessozialgerichte wenig

Aussicht auf Erfolg versprochen, weil die Arbeitsämter nicht

über geeignetes Material verfügten und auch keine Bereit—

schaft zu
sachdienliehen Angaben zeigten° Diese Skepsis

wird weder der Aufgabenstellung, welche das Arbéitsförden

rungsgesetz für die Bundesanstalt für Arbeit (BA); und ihre

Gliederungen — die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter *

enthält, noch der in diesem Verfahren von der BA geäeigten

Möglichkeit und Bereitschaft zu Auskünften gerechte
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Nach5 5 Abs„ 2 Satz 2 und5'6 Abs„71AFG"hat die BAals
"Maßnahme nach diesem Gesetz“ Arbeitsmarkt— und Berufs—

forschung zu betreiben, d„h„ “Umfang und Art der Beschäfti—

gung sowie Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, der

Berufe und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im allgemei»

nen und in den einzelnen Uirtschaftszweigen und Wirtschafts—

gebieten, auch nach der sozialen Struktur, zu beobachten, zur

untersuchen und für die Durchführung der Aufgaben der Bundes_

anstaltpauszuwerten"° Die_hierfür notwendigen organisatoriw

schen und technischen Voraussetzungen hat die BA zu schaffen,

sie hat die erforderlichen Unterlagen zu erstellen, zu führen

und auszuwerten (% 6 Abs° 2 AFG)° Alles das soll u„a° dazu
beitragen, daß "weder Arbeitslosigkeit und unterwertige Be—
schäftigung noch ein Mangel an Arbeitskräften.eintreten

oder fortdauern“ (% 2 Nr° 4 AFG) sowie daß "ältere und andere
Erwerbstätige, deren Unterbringung unter den üblichen Be—

dingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist, beruflich einge—

gliedert werden" (€ 2 Nror6'AFG)„ Damit die BA die ihr vom
Gesetz gestellten Aufgaben voll zu erfüllen vermag, kann‘■ie

Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit einer Geltungs—

dauer bis zu drei Jahren anordnen„daß die BA zur Ergänzung

der in ihrem Geschäftsbereich anfallenden Unterlagen „oo
einmalige oder regelmäßig wiederkehrende statistische Erhe—

bungen über Beschäftigte °„„
durchzuführen hat" (@ 6 Abs° 4

AFG)„ Hiernach hat die BA sowohl die Aufgabe als auch weit—

gehende Möglichkeiten, die Teilzeitarbeitsplätze in der Bundes

republik Deutschland statistisch zu erfassen° Dementsprechend

hat die BA auf Anfragen des Großen Senats mit Schreiben vom
220 August und 25„ September 4969, die den Beteiligten aller

Anrufungsverfahren übermittelt worden sind,_einen Überblick

über die Teilzeitarbeit bei männlichen Erwerbstätigen gegeben°

Nach diesen Angaben, die unter Verwertung der Ergebnisse

des Hikrozensus des Statistischen Bundesamtes gemacht werden

sind, gab es im April 4967 in der Bundesrepublik Deutschland

— bei nahezu 14 Millionen männlichen Erwerbstätigen in

_ 27 _
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abhängiger Stellung — 840000 abhängig Beschäftigte‚ die aus

eigenem Entschluß weniger als 42 Stunden wöchentlich gear—

beitet habenc Diese Zahl ist aufgeschlüsselt in Beschäfti—

gungen bis zu 23 Stunden (550000)‚_24 bis 59 Stunden

(40„000) und 40 bis 44 Stunden (9.000)o Nach der Auskunft
der Ba (Schreiben des Instituts für Arbeitsmarkt— und

Berufsforschung tom 22° August 1969) haben Teilzeitarbeits—

kräfte bis zu 40 Jahren zu 80 V„Ho und Teilzeitarbeitc—

kräfte von 40 bis 50 Jahren nod12u 50 V„H„ einen offenen

Arbeitsplatz gefunden„ Wenn auch nicht verkannt werden darf‚

daß die bis etwa 27—jährigen Personen vielfach gesundheit—

lich voll einsatzfähige Schüler und Studenten sind, die eine

Nebenbeschäftigung suchen‚ und daß in vorgeschrittenem

Alter die Vermittlungsfähigkeit stark nachläßt‚ so besteht

doch immerhin für die jüngeren und mittleren Jahrgänge eine

relativ günstige Vermittluhgsmöglichkeit„

Schließlich sei noch darauf hingewiesen’ daß? wenn einmal

für gewisse typische Gruppen von leistungsgeminderteh

Versicherten die Verhältnisse auf dem für sie in Betracht

kommenden Teilzeitarbeitsmarkt geklärt sind? diese Beweis—

ergebnisse „ nach zulässiger Einführung int andere Streit—

verfahren „ in einer Vielzahl von Fällen der Rechtsfindung

nutzbar gemacht werden können und dann nur noch auf den

Einzelfall abgestellte Ergänzungserhebungen erforderlich
sein werdenc

_Nach allédem läßt sich zwar nicht überseheng daß die zu for—‘

dernden Ermittlungen über das Vorhandensein von — bekannten —
Teilzeitarbeitsplätzen in der Regel mit erheblichen

Schwierigkeiten und großem Zeitaufwand verbunden sein

werden; gleichwohl erscheinen sie nicht unzumutbar oder

gar unmöglich„ Die ins Feld geführten Schwierigkeiten

dürfen deshalb kein Hinderungsgrund sein„ die Rechtsnorm

des % 4246 Abs„ 2 EVO so anzuwenden‚ wie sie nach aner—
kannten Auslegungsregeln zu verstehen isto

_
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Zu den Fragen, die sich auf die Zahl der zu fordernden'

Arbeitsplätze beziehen (Fragen 2‚ 5 und 4 der Vorlage),

zeigt die bisherige Rechtsprechung des BSG‚ wenn man nur

die Ausdrucksweise in Betracht zieht, ein mannigfaltiges

Bild„-Das rechtlich relevante Ausmaß „ die Zahl — der

Verweisungsplätze findet sich mit Ausdrücken u■schrieben wie

-PStellen in genügender Zahl“ (BSG 46, 48, 24)„

“Stellen in irgendwie nennenswertem Umfang"
(SozR Nr„ 5 zu 5 424? EVO),

”Arbeitsplätze-in zumindest nennénswerter Zahl“

(BSG 49‚ 447 und im Anschluß hieran BSG 24, 455

und SozR Nr„ 2 zu 5 47 BKG),

“Arbeitsplät2e in ausreichender Zahl“
(SOZR Nro 50 zu @ 4246 RVG),

“Arbeitsplätze in zumindest nennenswerter‚ dhhq

praktisch ins Gewicht fallender Zahl"‚ ”nicht nur

1 in völlig unbedeutendem Umfang“

(BSG 24„ 484 = SozR Nr° 54 zu 5 4246 EVO),

"Arbeitsplätze in nennenswerter‚ d„h„ mehr als

nur bedeutungsloser Zahl (SozR Nr° 44 zu 5 4247 EVO)O

Trotz dieser Mannigfaltigkeit im Ausdruck ist im Grunde doch

stets das gleiche gemeint; dies gilt auch für die Umschreibung

”Arbeitsplätze in genügender Zahl" und "in ausreichender Zahl‘

Als Grundsatz läßt sich in der Rechtsprechung des BSG das Erw

fordernis erkennen? die Zahl der Verweisungsplätze müsse so

groß sein; daß dem in seiner Leistungsfähigkéit geminderten
Vérsicherten der A r b e i t s m a r k t p r a k t i s c h

n i c h t v
e.r

s c h l o s s e n ist° Diese Umschreibung

der rechtlich relevanten Zahl von Arbeitsplätzen? auf die

ein leistungsgeminderter Versicherter verwiesen werden darf,

billigt der Große Senat„ Sie entspricht den Grundsätzen.J

die bereits das BVA in den oben angeführten Entscheidungen

angewandt hat, wenn es sich auch noch nicht mit Fällen der_

Teilzeitarbeit zu beschäftigen brauchte° Das Kriterium des

”praktisch verschlossenen Arbeitsmarktes“ wird auch der
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Abgrenzung-der von der Arbeitslosenversicherung einerseits

und der Rentenversicherung andererseits zu tragenden Risiken

gerecht° Wer nur deswegen nicht in der Lage ist, seine — volle

oder geminderte — Arbeitsfähigkeit durch Ausübung einer

Erwerbstätigkeit in Einkommen umzusetzen„ weil er vorüber—

gehend keinen freien Arbeitsplatz findet, ist nicht berufs—

unfähig und deshalb nicht von der'Rentenversicherung zu be“

treuen„ Erst wenn das Mißverhältnis zwischen den
aus gesund—

heitlichen Gründen auf eine Teilzätbeschäftigung angewiesenen

Versicherten und den ihrer Leistungsfähigkeit entsprechen"

den Arbeitsplätzen so kraß ist‚ daß ein Bewerber trotz der

Fluktnation auch des Teilzeitarbeitsmarktes —
ein Teil der

besetzten ArbeitSplätze wird laufend frei durch Tod.J Alter‚

Eintritt völliger Erwerbsunfähigkeit oder aus anderen

Gründen — praktisch nicht damit rechnen kann, daß sich ihm

eine Gelegenheit
zur entgeltlichen Nutzung seiner Arbeits—

fähigkeit bietet? ist er als berufsunfähig anzusehen; denn

die Einschränkung seiner Erwerbsfähigkeit beruht dann darauf?

daß ihm aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr die ganze

Breite des Arbeitsfeldes zur Verfügung steht? der ihm ver—

bliebene Rest aber keine Erwerbschance bietet„

Der Begriff “des praktisch verschlossenen Arbeitsmarktes"

macht zwar deutlicher, worauf es für die Abgrenzung der Be—

rufsunfähigkeit ankommt5 als der in der bisherigen Recht”

sprechung des BSG verwendete Begriff der “Arbeitsplätze

in nennenswerter Zahl"; in dieser verdeutlichung allein

liegt jedoch noch kein ins Gewicht fallender Gewinn für die

Rechtsanwendung„ Der Große Senat hielt es deshalb für not—

wendig? den erarbeiteten maßgeblichen Begriff durch eine

Verhältniszahl zu konkretisieren und damit praktikabel zu

machen° In ähnlicher Weise hat das BSG schon mehrfach

zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsanwendung unbe«

stimmte Rechtsbegriffe zahlenmäßig ausgefüllt, z°B„ ent—

schieden3 daß auf dem Gebiet der gesetzlichen Unfallver—
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sicherung eine rechtlich wesentliche Teilursache vorliegt3

wenn sie den Tod des Beschäftigten
um mindestens ein Jahr

beschleunigt hat (SozR Nr„ 10 zu % 5%2 EVO aF; BSG 12‚
247, 2553 45‚ 175), daß der Unterhalt i‚S° des 5 4265 EVO

mindestens 25 v„H„ des Mindestbedarfs des Unterhaltsberechw

tigten ausmachen muß (BSG 22, &4, 48)‚ sowie daß eine
andere Leistung "erheblich niedriger“ i„S„ des 5 8 des

_Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) ist, wenn sie um mehr als
25 voH° hinter dem gesetzlichen Kindergeld zurückbleibt

(BSG 27, 292)„

Wie groß die Zahl der —freien oder besetzten —Teilzeit—
arbeitsplätze sein muß‚ damit einem Versicherten der

Arbeitsmarkt nicht praktisch verschlossen ist, läßt sich

nicht absolut-angeben° Maßgebend ist vielmehr das Verhältnis

zwischen der Zahl der im jeweiligen Verweisungsgebiet vor—

handenen Teilzeitarbeitsplätze und der Zahl der Interessenten

für Teilzeitbeschäftigungenß Auf diesen zuletzt genannten

Personenkreis — und nicht etwa auf die_Gesamtheit der Be—

schäftigten — kommt es an‚ weil nur Angehörige dieses

Kreises dem in seiner Leistungsfähigkeit geminderten Ver—

sicherten in seinem Bemühen um ein Erwerbseinkommen im Wege

stehen‚ während die Mehrheit der Beschäftigten‚ nämlich die

gesunden und'vollschiohtig Tätigen‚ qujenen Interessenten

für Teilzeitbeschäftigungen in der Regel nicht in Konkurrenz
tritto

Bei der Festlegung der Grenze zum praktisch verschlossenen

Arbeitsmarkt haben alle Fälle auszuscheiden‚ in denen die

Beschäftigungslosigkeit nur vorübergehend ist, esnsich

also um Arbeitslosigkeit handelt° Deshalb muß der genuohte

Grenzwert eine Verhältniszahl sein, die eindeutig außer—
halb des Bereichs der Arbeitslosigkeit liegt° Wie dem in—
'soweit auf Statistiken der BA aufbauenden Handwörterbuch

der Sozialwissenschaften‚ Erster Band, 4956‚ S0 505 ff„ zu

entnehmen ist, wird in den modernen marktwirtschaftlich
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orientierten Volkswirtschaften mit einer — sichtbaren —
Arbeitslosenquote bis — höchstens — 5 VOH„ im Jahresdurch—

schnitt gerechnet (Verhältnis der Arbeitslosen zu den

Arbeitnehmern einschließlich der Arbeitslosen)„ Bis zu die—

sem Vomhundertsatz erscheint die Arbeitslosigkeit noch

“erträglich“„ d„h„ ”ökonomisch als ein noch nicht allzu

großer Verlust und sozial durch Unterstützung usw:) zu
meistern“ (aaO 89 509 li„SpJ° Die Schwelle von 5 V=H„

wurde jedoch nach dem zweiten Weltkrieg in der Bundes—

republik Deutschland weit überschritten; sie betrug im

Februar 195Ö
— 15 V„Ho

Abgesehen von diesen Erkenntnissen aus dem Bereich der

Arbeitslosigkeit hat der Große Senat in Betracht gezogen?

daß Teilzeitarbeitsplätze erfahrungsgemäß einem häufigeren

Wechsel unterliegen als vollschichtige Beschäftigungen°

Andererseits begegnet ein in seiner Leistungsfähigkeit

geminderter Versicherter in seinem Bemühen um ein Erwer s—

einkommen insofern nicht unerheblichen Schwierigkeiten7

als viele Arbeitgeber eher geneigt sein werden, einen

gesunden Ruhegeläempfänger stundenweise zu beschäftigen

als eine kranke Teilzeüarbeitskraft‚ auf die in der Ausge—

staltung des Arbeitsplatzes und im Ablauf der Beschäftigung

in mancherlei Hinsicht Rücksicht genommen werden mußo

Auf Grund der vorstehenden Überlegungen ist der Große

Senat zu dem Ergebnis gelangt? daß einem Versicherten

der Arbeitsmarkt praktisch.verschlossenrist„
wenn das

Verhältnis der im Verweisungsgebiet vorhandenen„ für den

Versicherten in Betracht kommenden Teilzeitarbeitspläthe

zur Zahl der Interessenten für solche Beschäftigung6■

ungünstiger ist als 75 3 100, d„hc wenn 75 — besetzten

oder freien — Teilzeitarbeitsplätzen mehr als 400 Interes—

senten gegenüberstehen, wobei den Interessenten auch die

Inhaber besetzter Arbeitsplätze zuzurechnen sind.° Diese

Verhältniszahl entspricht in der in den Statistiken
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für Arbeitslosigkeit üblichen Ausdrucksweise einem Vomhunw

dertsatz von 25.(Verhältnis der Zahl der Teilzeitarbeit—
suchenden ohne Arbeitsplatz zur Zahl aller — der beschäf—

tigten und_nichtbeschäftigten
— Teilzeitarbeitsinteressenten:

liegt also außerhalb des durch die Erfahrung und eine

moderne Wirtschafts— und Arbeitsmarktpolitik abgegrenzten

Bereichs der Arbeitslosigkeit„

Die Feststellung, in welchem Ausmaß es geeignete Teil—

zeitarbeitsplätze für einen in seiner Leistungsfähigkeit

geminderten Versicherten gibt‚ ist entbehrlich„ wenn der
Versicherte einen_€ntsprechenden Arbeitsplatz tatsächlich

und nicht nur vorübergehend innehat„ In einem solchen Falle

liegt es auf der Hand, daß dem Versicherten der Arbeits—

markt nicht praktisch verschlossen war; er ist deshalb?

solange ihn nicht gesundheitliche Gründe an der Ausübung

dér.Erwerbstätigkeit hindern„ nieht berufsunfähig (vgl° BSG

19, 1473 ■49)°

Gleiches gilt nach der Auffassung des Großen Senats‚ wenn
ein Versicherter-es ohne_triftigen Grund ablehnt‚ einen

\ihm angebotenen oder sonstwie bekanntgewordenen zumut—‚

baren ArbeitsPlatz einzunehmen, der seiner körperlichen und
—geistigen Leistungsfähigkeit entspricht„

Die im Vorstehenden aufgestellte Regel‚ daß der Inhaber
eines geeigneten Arbeitsplatzes als nicht praktisch vom
Arbeitsmarkt ausgeschlossen gilt, ist ausnahmsweise nicht
anzuwenden‚

wenn ein Versicherter einen Arbeitsplatz nur
"vergönnungsweise" — aus verwandtschaftlichen oder sonstigen
Eücksichtgn- — innehat‚ ihn aber in Wirklichkeit nicht aus—

füllt„ In einem solchen Falle ist nicht ausreichend dar—
getan‚ daß dem Versicherten der Arbeitsmarkt offenstehe;

hier bleibt vielmehr zu prüfen‚-in welchem Ausmaß es

Teilzeitarbeitsplätze für den Versicherten gibt„
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Für die Ermittlung der vorhandenen-Teilzeitarbeitsplätze
bedarf noch die versicherungsrechtliche Bedeutung von
Konjunkturschwankungen der Erörterung„ Zuweilen wird geltend

gemacht‚ es sei wegen solcher Schwankungen auf dem Arbeits_

markt praktisch nicht möglich‚ die Zahl der Teilzeitarbeits—

plätze für eine gewisse Dauer verläßlich zu ermittelng.es

müßten deshalb, wenn ein Verwaltungs— oder-Gerichtsverfahren

längere Zeit andauere, immer wieder neue Erhebungen angee

stellt werden° Mit dieser Frage hat sich der 42° Senat des

BSG bereits in seinem Urteil vom-28° Mai 4965 (BSG 49„
l&?‚ ?49) auseinandergesetzt und hierzu ausgeführtj es sei

“von normalen Verhältnissen auszugehenJ nicht aber z„B„

von einem vorübergehenden Zustand extremen Mangels-an

Arbeitskräften7 der zur Einrichtung von Arbeitsplätzen

mit Teilarboit.unter der Grenze der Halbtagsarbeit führe”„

Diese Betrachtungsweise hält der Große Senat, wenn der an—

gesprochene Zustand wirklich nur Vorübergehend ist? im

wesentlichen für richtige Da es um die Beurteilung geht‚’

ob ein in seiner Leistungsfähigkeit geminderter Versicherter

praktisch dauernd vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen ist‚

dürfen nur
solche Verhältnisse des Versicherten und des

Arbeitsmarrtes berücksichtigt werden‚ die aller Voraus—

sicht nach von einer gewissen Dauer sind; konjunktur— und

saisionbedin■te Besonderheiten müssen außer Betracht bleiben„

Dies gilt nicht nur für die Entscheidung über den Antrag
auf Bente‚ sondern auch für die Prüfung‚ ob die wegen Be—

rufsuhfähigkeit bewilligte Rente zu entziehen ist (5 4286

Abs„ 1 RVG)oAls eine ”Änderung in seinen (des Versicherten).
Verhältnissen”, die beim Vorliegen weiterer Voraussetzungen

die genannten Rechtsfolgen nach sich zieht, ist auch eine

Änderung im Bestand der Arbeitsplätze anzusehen‚ weil sich

damit auch seine ”Fähigkeit durch Ausübung einer_Erwerbs—

tätigkeit dem Lebensunterhalt dienendes Entgelt zu vera

dienen“ ändert„ Auch bei der Anwendung des @ 1286 EVO ist

nur diejenige Arbeitsmarktlage maßgebend‚ die eine gewisse

Dauerhaftigkeit verspricht; konjunkturelle oder saisonale
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3ehwänkungen rechtfertigen nicht die Annahme einer

”Änderung der Verhältnisse",

III

Für die Beurteilung, auf welches räumliche Arbeitsfeld

der Versicherte verwiesen werden kann (Frage 5), ist von
Bedeutung, daß in keiner Gesetzesformulierung der Ver—

gangenheit und der Gegenwart in den Voraussetzungen der

Versichertenrenten, die wpgen Minderung der Erwerbsfähige-

keit gewährt werden, eine Einschränkung der Verweisungs—‘

möglichkeit hinsichtlich des räumlichen Arbeitsfeldes

gemacht wird° Daher kommt es jedenfalls grundsätzlich nicht

darauf an, wo sich die Arbeitsplätze für Verweisungs—

tätigkeiten befindeno Während die Rechtsprechung des BVA

grundsätzlich eine Verweisung über den örtlichen Bereich

hinaus anerkannt hat, war es zunächst zurückhaltend

gegenüber einer Verweisung über den Bereich eines Wirt—

schaftsgebietes hinaus, Diese Rechtsprechung beruhte

darauf, daß in verschiedenen Gesetzesformulierungen darauf

abgestellt war, was eine Vergleichsperson “in derselben

Gegend“ verdienen_konnte° Die Anwendung dieses Begriffs
auf die Frage der räumlichen Verweisungsmöglichkeit war

aber, wie das BSG später ausgeführt hat, irrig (SozB EVO
Nr„ 2? zu 5 4246)[) Diese Formulierung hatte vielmehr nur
Bedeutung für die Frage des möglichen Verdienstesa Später

hat dann aueh das BVA sich auf den Standpunkt gestellt,

daß eine Verweisung auf das ganze Staatsgebiet möglich sei;

In seiner Revisionsentscheidung Nr° 4408 (AN 3904‚ 555)

hatte das BVA noch den Standpunkt eingenommen, daß der

Versicherte nicht nur auf die Arbeitsgelegenheiten an
seinem Wohnort verwiesen werden könne, sondern auch auf

Arbeitsgelegenheiten “derselben Gegend", d„h° auf ein

räumliches Gebiet, innerhalb dessen für gleichartige

Arbeiten gleiche Lohnbedingungen herrschen° Diesen Stand—

punkt hat das BVA.in seiner Revisionsentscheidung Nr,

4245 (AN 4906, 276) aufrechterhalten° Später hat es dann
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aber in der Revisionsentscheidung Nr„ 1424 (AN 4909„ 502)

seine Ansicht erweitert und angenommen? daß die Unmöglichm

keit für einen VersichertenJ an seinem bisherigen Wohnort

oder dessen näherer Umgebung Arbeit zu finden„ für dessen

Erwerbsfähigkeit ohne Einfluß sei; es sei dem Versicherten

vielmehr zuzumuten durch Pendeln einen Arbeitsplatz zu
er1eichen oder an einen anderen Ort umzuziehenn Das BVA

hat also in dieser Entscheidung den Versicherten grund”

sätzlich auf das Arbeitsfeld des gesamten Staatsgebiets

ve1wies en„ Das BSG hat an dieser letzteren AU.ffassung fest—

gehalten indem es das tägliche Pendeln oder einen Umzug

grundsätzlich als zumutbar erachtet hat (SozR EVO Nr„ 24

zu % 4246)a Bei der iobilität der modernen Industriegesell—
sch€1t‚ einer immer stärkeren Anpassung der-Lebensverhält—

nisse innerhalb des gesamten Staatsgebiets‚ vor allen

Dingen aber wegen der außerordentlich verbesserten Ver—

kehrsverhältnisse„ muß man diesen Standpunkt unterstreichen°

Grundsätzlich ist jedenfalls das tägliche Pendelnq das Wochen“

endpendeln und auch der Umzug in eine andere Stadt dem Verm

sicherten zuzumuten„ so daß er auf das gesamte Arbeitsfeld

der Bundesrepublik Deutschland verwiesen werden kanno

Alle1rdings müssen gewisse■ Ausnahmen anerkannt werden‚ in

denen insbesondere aus soZialen Gründen das Wochenend—

pendeln oder der Umzug auszuschließen sind„ Eine besondere

Zuspitzung hat die Frage„ auf welches Gebiet ein Ver”

sicherter verwiesen werden kann nun bei den Teilzeitarbeits"

äti gkeiten erfahreno Bei diesen kommt zu den ohnehin be—C
!“

chte henden e.llgemeinen Erschwernissen und besonderen Kosten

des Pendelns und des Umzuges hinzu‚ daß der Versicherte

mit einer solchen Tätigkeit nur ein geringeres Arbeitsent—

f-
O

_

gcelt erwerben kann„ Der 12„ Senat des BSG hat daher zu

Recht entschieden? daß einem Versicherten‚ der nur noch

bis zu drei'8tunden täglich (dchu weniger als 311“
sohichtägd; arbeiten kann; das Wochenendpendeln mit seinen

erhöhten Kosten wegen der doppelten Haushaltsführung und

der Umzug mit seinen besonderen Erschwérnissen und Kosten
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unzumutbar ist, weil diese Erschwernisse und Kosten außer

Verhältnis zu dem_nur geringen möglichen Verdienst utehen

(BSG 49‚ 447)0 In diesen Fällen hat das BSG lediglich das
tägliche Pendeln für zumutbar erklärt„ Diese Rechtsgrechung

wird bestätigt° Neu zu entscheiden ist nun die Frage‚ wie

dies bei Versicherten zu handhaben ist, die noch halb—
schichtig bis weniger als vollschichtig arbeiten könnena

Da die halbschichtige bis unter vollschichtige Tätigkeit5

wenn auch nicht zu einem vollen? so doch zu einem nicht

unbedeutenden Entgelt führt, kann man einen von dem Grund—

satz der Verweisbarkeit auf das gesamte Wirtschaftsgebiet

der Bundesrepublik Deutschland abweichenden Ausnahmefall

nicht anerkennen„ Allerdings wird man bei halbschichtigen

bis unter vollschichtigen Tätigkeiten in einem grö?srav
Umfange als bei vollschichtigen Tätigkeiten Ausnahmen?

insbesondere aus sozialen Gründen„ zulassen müssenc Darüber
hinaus wird man

bei diesen Teilzeitarbeiten verlangen

müssen, daß dem Versicherten aus Rehabilitationsmitteln der
Rentenversicherungsträger die Kosten für das Suchen eines
Arbeitsplatzes an einem anderen Ort und die Kosten des

.]Umzugs an diesen Ort ersetzt werden müssen„ Nachrehgig KÖ■®°N

auch Förderungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit nach

@@55 und 56 AFG in Betracht kommen„ Denn bei der bloßen

Möglichkeit‚ einen entsprechenden Lohn verdienen zu können?

erscheint es nicht tragbar, de■,Versicherten auch noch die
Kosten des Aufsuchens einer Arbeitsstelle an einem anderen

Ort und die Kosten des Umzugs tragen zu lassen? da ja auch

die übrigen Erschwernisse„ die hiermit verbunden sind?

nicht außer acht gelassen werden dürfeno

IV

Die Frage‚ ob es zulässig ist‚ die Ermittlungen über das

Vorhandensein von Arbeitsgelegenheiten auf Anfragen nn die

Arbeitsverwaltung zu beschränken (Frage 6), konnte der
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Große Senat nicht mit einem schlichten Ja oder Nein beant«

worten„ Geht es um den RentenansPruch eines Versicherten‚

der halbschichtig bis unter vollschichtig arbeiten kann und

somit auf das Arbeitsfeld der gesamten Bundesrepublik

Deutschland verwei5bar ist, so bieten sich vorweg die für

das gesamte Bundesgebiet vorlipgenden statistischen Unter"

en als Erkenntnisquellen für das Vorhandensein von

Te'lzeitarbeitsplätzen eng Nach den bisherigen Erfahrungen

hemmen hierfür wegen u“? Lückennuftigkeit der übrigen
stetistischen Unterlagen mit gewissen Vorbehalten die auf

Grund eines Hikrozensus hochgerechneten Zahlen in Betracht°

Sind sie unergiebig9 so empfiehlt sich eine Anfrage bei

der BA als der für des Arbeitsfeld des gesamten Bundes“

gebietes zuständigen Stelle° Da dieser die statistischen

Unterlagen auch der sonstigen‚ für eine Auskunft in Be“

tracht kommenden Zentralstellen bekannt sind„ oder sie sich

diese ohne weiteres beschaffen kann und wird‚ erübrigt

sich in der Regel die Einholung weiterer Auskünfte bei

diesen Stelleno

V

Aus den bisher vorliegenden Zahlen über Teilzeitarbeits—

plätze und Teilzeitarbeitskräfte ergeben sich für die Be—

urteilung der Beruf■unfähigkeit folgende Anhaltsgunkte„

von denen die Gerichte ausgehen könnenJ falls sich nicht

im Einzelfall Besonderheiten ergebenz

■t) Diejenigen Versicherten, die nur noch weniger als

halbschichtig arbeiten können, sind grundsätzlich

berufsunfähig‚ weil ihre Erwerbsfähigkeit auf

weniger als die Hälfte eines gleichartigen gesunden

Versicherten i„S„ des @ 12A6 Abs„ 2 Satz 3 EVO

herabgesunken sein wirdo
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Bei den Versicherten‚ die nur noch hälbschichtig

bis unter vollschichtig arbeiten können? liegen die
Verhältnisse differenzierterz

ä) Da diese Versicherten auf das „ räumlich gesehen —

gesamte Arbeitsfeld der Bundesrepublik Deutschland

zu verweisen sind, können der Entscheidung„ wie\

bereits ausgeführt‚ statistische Unterlageng ins—

besondere hochgerechnete Zahlen aus dem Nikrosens sg
zugrunde gelegt werdeno Diese Zahlen betreffen

jedoch den allgemeinen Arbeitsmarkt oder allenfalls

Teile dieses Arbeitsm'arktesj in der Regel aber keine

Einzeltätigkeiten° Diese Zahlen sind daher nur dort

zu verwerten, wo der Versicherte nach % 42A6 Abs„ 2
EVO auf das allgemeine Arbeitsfeld verwiesen werden

“kann„ Da es üblich ist, die Tätigkeiten des allgew

meinen Arbeitsfeldes dahin zu konkretisieren„ daB es

-sich jeweils um leichte bis mittelschwere Tätigkeim

ten im Sit2en„ im Stehen und im Gehen in geschlosM'

senen Räumen und im Freien handelt, ist hier eine

Typisierung erlaubt°

Es können auf das allgemeine Arbeitsfeld allerdings

uneingeschränkt nur diejenigen Versicherten ver—

wiesen_werden„ deren bisheriger Beruf im Sinne des

% 1246 Abs„ 2 RVGeine ungelernte Tätigkeit ist„‘
Praktisch gilt dies aber auch für diejenigen Ver—

sicherten„ deren bisherige Tätigkeit eine aneru
kannte Anlerntätigkeit oder eine gleichgestellte

Tätigkeit istn Wenn auch hier gewisse Abweichungen

bei der Verweisung gegeben sind? so bestehen doch

.keine Bedenken‚ die auf das allgemeine_krbeits—

feld abgestellten Zahlen auch für die Verweisberkeit
dieser Versichertengruppe zugrunde zu legen„ Soweit

allerdings im Einzelfall die Verweisung auf den

bisherigen Beruf selbst zu\beurteilen ist‚ bedarf er
u°U„ besonderer Ermittlungen über die jeweiligen

_59_
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Verhältnisse dieses Berufe° Grundsätzlich anders dagegen

liegen die Verhältnisse bei den Versicherten? die prak—

tisch nur auf ihre eigene Tätigkeit verwiesen werden

können, also bei den Versicherten mit.Lehrberufen und

gleichgestellten Berufen (siehe unten zu 5)„

Da nach den von der BA auf Grund des Nikrozens1s 196?

ermittelten — hochgerechneten — Zahlen 8ä0000 männlichen

Teilzeitbeschäftigten und 6„400 Teilzeitarbeitsuchen_den.J

insgesamt' also 900400 männlichen TeilZeitarbeitskräften‚

60400 männliche Teilzeitarbeitssuchende gegehüberstehenq

ist das Verhältnis zwischen diesen Gruppen immerhin noch

so günstig, daß nach den oben angegebenen Grundsätzen von

einem praktisch verschlossenen Arbeitsmarkt nicht gee

Sprochen werden kann? zumal nach der Auskunft der BA

(Schreiben des Instituts für Arbeitsmarkt— und Berufs—

forschung vom 220 AuguSt 4969) Teilzeitarbeitskräfte bis

zu 40 Jahren zu 80 % und Teilzeitarbeitskräfte von 40 bis

50 Jahren immerhin noch. zu 50 % einen offenen Arbeits--

platz gefunden haben°

Da die Zahl der offenen Teilzeitarbeitsplätze für rrauen
nach den vorliegenden statistischen Unterlagen grö■er ist

als die Zahl solche Stellen suchender weiblicher Teile

zeitarbeitskräfte„ kann ohne Bedenken geschlossen werden‚

daß auch hier dieses Verhältnis so günstig ist„ daß
nicht von einem den Versicherten praktisch verschl s3enen

Arbeitsmarkt gesprochen werden kann° ‘
\

Männliche und weibliche Teilzeitarbeitskräi'te9 die noch

halbschichtig bis unter vollschichtig arbeiten können und
die im wesentlichen auf das allgemeine Arbeitsfeld ver—
wiesen werden können(} sind also.grundsätzlich nicht berufs—

unfähig°

_ 40 _
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b) Die Verhältnisse.liegen allerdings anders bei einigen

Gruppen der Versicherten zu a)‚ und zwar bei denjeni—

gen? die wegen Vorliegens besonderer Verhältnisse über

die zeitliche "Einschränkung ihrer Arbeitsmöglichkeit

'hinaus noch weiten31Einschränkungen unterliegen und für

die es daher besondere schwierig ist„ einen Arbeits—

platz zu finden; sie sind grundsätzlich berufsunfähi■n

aa) Die erste Gruppe der Versicherten‚ die auf Teilzeit—
arbeitsplätze angewiesen ist‚ denen der Zugang zum

Arbeitsmarkt aber in besonders starkem Maße erschwert

ist, sind diejenigen, die nicht nur auf Teilzeit—

arbeit beschränkt sind, sondern die darüber hinaus

innerhalb.der Zeit‚ in der sie arbeiten können„ auf

Grund ihres Gesundheitszustandes zusätzlich nur noch

qualitäts— oder quantitätsmäßig erheblich eingeschränkte

Leistungen erbringen können9 oder die den Arbeitsplatz

nur unter von den betrieblich üblichen Bedingungen

'erheblich abweichenden Bedingungen ausfüllen könnenq

-In diesen Fällen scheuen sich erfahrungsgemäß Arbeit—
geber; solche Arbeitsuchende einzustelleno Man kann

davon ausgehen; daß dieser Gruppe von Versicherten

der Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt praktisch ver—

schlossen ist.J es sei denn„ daß das Arbeitsamt oder

der Rentenversicherungsträger in der Lage ist„ dem

Versicherten einen offenen Arbeitsplatz anzubieten,

gdeichgültig ob er von
einem solchen Angebot Gebrauch

machtnoder daß er einen solchen Arbeitsplatz - nicht

nur vergöhnungsweise — anderweitig erhalten hat„

bb) Die zweite Gruppe von Teilzeitarbeitskräften sind
in diesem Rahmen diejenigen VersichertenD die aus

gesundheitlichen Gründen nicht auf den uneinge—

schränkten allgemeinen Arbeitsmarkt? sondern nur auf

einen stark eingeschränkten Teil desselben verwiesen

werden können (z„B„ nur auf Teilzeittätigkeitenä'die

abwechselnd im Sitzen und Stehen oder solche‚ die

_Z_%_/l._.
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nur im Freien verrichtet werden): Bei der Entscheidung der

Frage‚ ob eine Einschränkung als stark in diesem Sinne an—-

zusehen ist, kommt es darauf an‚ in welchem Umfang das

allgemeine Teilzeitafbeitsfeld durch diese besondere Ein?

schränkung für den Versicherten eingeengt ist„ Da die

Bundesanstalt für Arbeit zur Zeit noch nicht in der Lage

ist‚j insoweit Angaben über die für diese Entscheidung er—

forderlichen Zahlen zu geben, und auch sonstige Ermitt—

lungen kaum zu einem Ergebnis führen werden‚ muß zur Zeit

angenommen werden? daß dem Versicherten wegen einer

solchen Einschränkung der Arbeitsmarkt praktisch ver—
schlossen ist° Denn nach den oben angegebenen Grundsätzen °

muß bei nicht genügender Kenntnis der für eine solche Ente

scheidung erforderlichen Verhältnisse angenommen werden?

daß dem Versicherten das Arbeitsfeld praktisch verschlossen

ist„ Etwasanderes gilt allerdings; wenn das Arbeitsant odert

der Rentenversicherungsträger im Einzelfall in der Lage

ist‚ dem Versicherten einen entsprechenden offenen Arbeitsm

platz anzubieten, gleichgültig ob er von diesem Angebdt

Gebrauch macht, oder wenn der Versicherte anderweitig

einen Arbeitsplatz — nicht nur vnrgönnungsweise — erhalten

hat„

Für weibliche Teilzeitarbeitskräfte ergibt sich die Be—
sonderheit‚ daß sie auf die sogenannten Dienstleistungs—

beruie (Organisations—‚ Verwaltungs— und Büroberufe?

Reinigungsberufe und hauswirtsChaftliche Berufe) und auf

solche Tätigkeiten? für die es in einigen Fertigungsbe«
reichen ganze Teilzeitschichten'für Frauen gibt„ verwiesen

werden können° Denn die Zahl dieser offenen Stellen ist

nach den statistischen Unterlagen größer als die Zahl der

diese Stellen suchenden'■rauen„ so daß für dieses Teil“

arbeitsfeld angenommen werden kann„ daß den Versicherten

der Arbeitsmarkt praktisch nicht verschlossen ist„ Natur”

lich kommt es im Einzelfall darauf an„ ob die Versicherte

-die berufliche Tähigkeit und das gesundheitliche Vermögen
hat‚ diese Tätigkeiten oder Gruppen von Tätigkeiten auszun

üben und ob sie ihr im Sinne des 5 4246 Abs„ 2 EVO zu—
mutbar sind„ neJLaw – Gesetze und Urteile
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Diejenigen Versicherten„ die noch halbschichtig bis

unter vollschichtig arbeiten können!) die aber derartigen

zusätzlichen Einsätzbeschränkungen unterliegen (aa und
bb) sind in der Regel berufsunfähign

Es muß allerdings in diesem Zusammenhang auch noch auf

die Gruppe der älteren Versicherten? die nur noch Teile

zeitarbeiten verrichten können? hingewiesen werden„ Aus

den Auskünften der BA ergibt sich? daß für ‚ältere

Arbeitnehmer ganz allgemein die Chance9 einen_Arbeitsplatz

zu finden‚ geringer ist‚ als bei solchen Arbeitsuchenden
mittleren und 3üngeren Alterso Bei diesen älteren Teil—

zeitarbeitskräften kommt zu den allgemeinen Schwierigkei—

ten, für Teilzeitarbeitsuchende einen Arbeitsplatz zu
finden3 die im Alter ohnehin bestehende Schwierigkeit

bei der Suche eines Arbeitsplatzes hinzun Nach den Schrei—

ben des Instituts für Arbeitsmarkt— und Berufsforschung

vom 220 August 4969 und 25„ September 4969 hängt die

Chance für eine Arbeitsaufnahme dieses Personenkreises

vor allem von dem Alter ab° Von den unter 40 Jahre

-alten arbeitsuchenden fanden ca° 80 %?von den 40— bis

unter 50—jährigen 50 %, von den 50— bis unter 55—jährigen

zwischen 24 und 30 % einen Arbeitsplatz, wohingegen die

Gruppe der 55— bis 60—jährigen nur noch zu 15 bis 20 %

einen offenen Arbeitsplatz gefunden hato Natürlich können

bei einigen Gruppen von Beschäftigten abweichende Ver—

hältnisse vorliegen„ Soweit die besondere Schwierigkeit

einen Arbeitsplatz zu finden„ darauf zurückzuführen ist;

daß die Leistungsfähigkeit ses Versicherten infolge von

Krankheit, Gebrechen oder Schwäche der körperlichen oder
geistigen Kräfte geminäert ist, muß dies im Rahmen der
Frage nach der Berufsunfähigkeit berücksichtigt werden„

Soweit_sie aber auf der Tatsache des Alters beruht, muß

dies im Rahmen der Berufsunfähigkeit außer Betracht

bleiben.3 da bei diesen Rentenarten das Alter kein gesetzM

lich anerkannter Grund für die Gewährung einer Rente ist„

....Ufö" ....
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Die Tatsache‚ daß allein auf Grund des Alters ein Arbeits—

platz nur noch schwer gefunden wird‚ kann lediglich im

Rahmen des vorgezogenen Altersruhegeldes berücksichtigt

werden„ Nach der zur Zeit geltenden Rechtslage (@ 32ä8
Abs„ 2 EVO) kann das vorgezogene Altersruhegeld wegen
Arbeitslosigkeit allerdings erst mit Vollendung des 60„

Lebensjahres gewährt werden; Es ist Sache des Gesetzgebers

zu prüfenJ ob für diejenigen älteren Versicherten„ die nur

noch Teilzeitarbeit verrichten können„ besondere gesetz—

liche Maßnahmen9 etwa eine spezielle Vorverlegung der

Altersgrenze für das vorgezogene Altersrühegeld wegen
Arbeitslosigkeit in Betracht gezogen werden kann„

Wie bereits ausgeführt‚ haben die für die Bundesrepublik

Deutschland ermittelten statistischen Zahlen und die auf

Grund eines Nikrozensus hochgerechneten Zahlen lediglich

Bedeutung für Tätigkeiten‚ bei denen eine Verweisung auf

den allgemeinen Arbeitsmarkt möglich ist„ nicht dagegen

für Tätigkeiten„ bei denen der Versicherte praktisch nur

auf seine Tätigkeit als Teilzeittätigkeit verwiesen werden
kann (Lehrberufe und gleichgestellte Berufe)o Hier wird

für die einzelne Tätigkeit zu prüfen sein9 ob nach den zu
ermittelnden Zahlen über die entsprechenden Teilzeit—

arbeitskräfte und die entsprechenden Teilzeitarbeitsplätze-

nach den oben angegebenen Grundsätzen dem Versicherten

der Arbeitsmarkt praktisch verschlossen oder ob dies nicht

der Fall ist„

Zur Frage‚ ob ein nach 4) bis 5) berufsunfähiger Ver—
sicherter darüber hinaus erwerbsunfähig ist? wird auf

__1|L‚L„.
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die Begründung in dem Beéchluß des Großen Senats vom’

heutigen Tage in Sachen Becker „/c LVA Rheinprovinz

— GS 2/68 _ verwiesen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

